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Sitzungsprotokoll 
 
 
über die am Mittwoch, den 24.09.2014, um 19.00 Uhr im Schloss Traismauer,  
Hauptplatz 1, stattgefundene öffentliche 
 
 

Sitzung des Gemeinderates. 
 
 

Anwesend: 
 
Bgm. Herbert Pfeffer, Vbgm. Karl Koll  
 
StR Mag. Alfred Kellner PhD, StR. Ing. Dominik Neuhold, StR. Walter Kirchner, 
StR. Herbert Gorth, StR. Ing. Veronika Haas, StR. Mag. Lukas Leitner, 
StR. Michael Schuller 
 
GR. Thomas Woisetschläger, GR. Helmut Priller, GR. Martina Teufl, 
GR. Helmut Brandstetter, GR. Christoph Grünstäudl, GR. Mag. Anton Maurer, 
GR. Edith Kirchner, GR. Makbule Burcu, GR. Elisabeth Nadlinger, 
GR. Claudia Winterleitner, GR. Josef Braunstein, GR. Ing. Heribert Ötl, GR. Georg Kaiser, 
GR. Sabine Strohdorfer, GR. Herbert Benischek, GR. Elisabeth Wegl, GR. Albin Hnilicka, 
GR. Raimund Schmidbauer, GR. D.I. Kurt Ettenauer, GR. Karl Handl 
 
 

Weiters anwesend: 
Hr. Schöffl, Fr. Bauer 
 
 
Bgm. Pfeffer übernimmt den Vorsitz, stellt die Beschlussfähigkeit fest und gibt bekannt, 
dass die Sitzung ordnungsgemäß mittels Kurrende vom 18.09.2014 unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung geladen wurde und an der Amtstafel kundgemacht war. 
 
 
Bgm. Pfeffer teilt mit, dass zur Tagesordnung zwei Dringlichkeitsanträge vorliegen. 
 
 
StR. Schuller bringt seitens des FPÖ-Gemeinderatsklubs nachfolgenden 
Dringlichkeitsantrag und die diesbezügliche Begründung zur Kenntnis: „Resolution des 
FPÖ Gemeinderatsklubs Traismauer betreffend Sicherstellung des 
Katastrophenschutzes.“ 



Der Dringlichkeitsantrag ist dem Protokoll als Beilage angeschlossen und wird dessen 
Aufnahme in die Tagesordnung mit 26 Stimmen und 3 Gegenstimmen (StR. Mag. Leitner, 
GR. Wegl, GR. Benischek) genehmigt. Dazu hält Bgm. Pfeffer fest, dass dieser 
Dringlichkeitsantrag als Tagesordnungspunkt 15a) behandelt wird. 
 
 
GR. Nadlinger bringt seitens des ÖVP-Klubs nachfolgenden Dringlichkeitsantrag und die 
diesbezügliche Begründung vollinhaltlich zur Kenntnis: „Beratung und Beschluss 
betreffend der Anordnung einer Volksbefragung über mögliche Ausbauvarianten 
betreffend den Sportplatz Traismauer, in einem gemeinsamen Abstimmungstermin mit der 
Anordnung einer Volksbefragung hinsichtlich der Fragestellung mögliche Widmung für 
Windkraftanlagen.“ 
 
Der Dringlichkeitsantrag ist dem Protokoll als Beilage angeschlossen. Der Aufnahme 
dieses Dringlichkeitsantrages in die Tagesordnung wird mit 13 Stimmen und 
16 Gegenstimmen (SPÖ-Klub, FPÖ-Klub, StR. Gorth) nicht Rechnung getragen. 
 
 

Angelobung eines neuen GR-Mitgliedes 
 
Bgm. Pfeffer verliest dem neu einberufenen Mitglied des Gemeinderates die 
Gelöbnisformel: 

 
„Ich gelobe, die Bundes- und Landesverfassung und alle übrigen Gesetze der Republik 
Österreich und des Landes Niederösterreich gewissenhaft zu beachten, meine Aufgabe 
unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl 
der Stadtgemeinde Traismauer nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern.“ 

 
GR. Claudia Winterleitner legt mit den Worten „Ich gelobe“ und mit Handschlag vor 
Bgm. Pfeffer das Gelöbnis ab. 
 
 
Bgm. Pfeffer stellt den Antrag, dass zum Tagesordnungspunkt 2 von der Fa. Energy 
Changes Projektentwicklung GmbH, Herr D.I. Alexander Simader zur Beratung und 
Auskunftserteilung beigezogen wird. Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 

1. Sitzungsprotokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 18.06.2014 

 
Bgm. Pfeffer hält fest, dass keine schriftlichen Einwendungen erhoben wurden bzw. 
vorliegen. Somit gilt das Sitzungsprotokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
18.06.2014 als genehmigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 



2. Beratung und Beschluss betreffend die Anordnung einer Volksbefragung 

hinsichtlich der Fragestellung „mögliche Widmung von Teilflächen für 

Windkraftanlagen“ 

 
StR. Ing. Neuhold teilt mit: 
 
Volksbefragung 2014 hinsichtlich der Fragestellung „mögliche Widmung von Teilflächen 
für Windkraftanlagen“ 
 
a) Betreffend des Themenkomplexes „mögliche Widmung von Teilflächen für 
Windkraftanlagen“ soll vom Gemeinderat am 24.09.2014 gemäß den Bestimmungen der 
NÖ Gemeindeordnung eine Volksbefragung angeordnet werden: 

 
In der Verordnung über ein Sektorales Raumordnungsprogramm über die 
Windkraftnutzung in NÖ ist in unserem Gemeindegebiet die Zone mit der Bezeichnung 
MO 05 als Eignungszone für die Widmung von „Grünland-Windkraftanlage“ ausgewiesen.  
 
Für eine mögliche Widmung von „Grünland-Windkraftanlage“ im gesamten 
ausgewiesenen Gebiet wäre jedoch eine Zustimmung der Nachbargemeinden 
Herzogenburg und Sitzenberg-Reidling hinsichtlich Reduzierung der im NÖ 
Raumordnungsgesetz vorgesehenen Abstandsregelungen erforderlich. Auf Grund der 
derzeitigen Grundsatzbeschlusslage in diesen beiden Nachbargemeinden liegt keine 
Zustimmung vor. 
 
Ein Windkraftbetreiberkonsortium ist an die Stadtgemeinde Traismauer herangetreten in 
der Eignungszone MO 05 Windkraftanlagen zu errichten. Unabhängig von der 
Beschlusslage in den Nachbargemeinden soll sich eine mögliche Widmung von 
Teilflächen der Eignungszone MO 05 auf die Kernzone beschränken. 

 
Bei einer möglichen zukünftigen Widmung soll dann eine für das Landschaftsbild 
verträgliche Variante gewählt werden, maximal die Widmung für 5 Windkraftanlagen 
möglich sein und eine maximale zulässige Nabenhöhe von 160 m festgelegt werden. 

 
Der Gemeinderat beschließt, dass das Ergebnis der Volksbefragung einem 
Gemeinderatsbeschluss gleichzuhalten ist. 

 
b) Dabei soll folgende Frage gestellt werden und die Entscheidungsmöglichkeiten lauten: 

 
Soll der Gemeinderat der Stadtgemeinde Traismauer im Gemeindegebiet Teilflächen in 
der Windkrafteignungszone umwidmen, sodass bis maximal 5 Windkraftanlagen 
(Windräder) durch einen Windkraftbetreiber errichtet werden können? 
 

   
 JA 

   
 NEIN 

 
Diese Frage wird auf einem weißen Amtlichen Stimmzettel (A5) gestellt. Alle anderen als 
eindeutig mit „JA“ oder „NEIN“ ausgefüllten Stimmzettel bzw. leere Wahlkuverts sind 
ungültig. 



 
c) zu treffende Verfügungen der Gemeindewahlbehörde: 
 
Das Gemeindegebiet soll in 8 Abstimmungssprengel analog der Volksbefragung 2012 
eingeteilt werden. Die festgesetzten Abstimmungslokale und Verbotszonen sollen 
unverändert aufrecht bleiben. Die Abstimmungszeiten sollen in den 8 Sprengeln 
einheitlich von 7.00 Uhr bis 13.00 Uhr festgelegt werden. Es soll unverändert eine 
besondere Wahlbehörde (ab 9.00 Uhr) fungieren, die an die Sprengelwahlbehörde 1 
übergibt. 

 
StR. Mag. Leitner stellt im Zuge seiner Ausführungen folgenden Gegenantrag: 
 
„Die Fragestellung zur Volksbefragung hat zu lauten: 
Soll der Gemeinderat der Stadtgemeinde Traismauer im Gemeindegebiet Teilflächen in 
der Windkrafteignungszone umwidmen, sodass bis maximal 5 Windkraftanlagen 
(Windräder) durch einen Windkraftbetreiber errichtet werden können, und zwar wie das im 
Oktober und November 2014 konkret vorgestellte Projekt "Windkraft Traismauer"? 
 
Weiters stellt StR. Mag. Leitner folgenden Zusatzantrag:  
 
„Der Bürgermeister wird beauftragt, die Volksbefragung ist zeitgleich mit der 
Gemeinderatswahl am 25. Jänner 2015 durchzuführen.“ 
 
An der nachfolgenden Diskussion beteiligen sich StR. Ing. Neuhold, StR. Mag. Leitner, 
GR. Handl, StR. Mag. Kellner PhD, GR. Benischek, StR. Schuller, GR. Handl, GR. Ing. Ötl 
und Bgm. Pfeffer. 
 
 
Der Gegenantrag von StR. Mag. Leitner wird mit 4 Stimmen (Liste MIT) und 25 
ablehnenden Stimmen (Gegenstimmen SPÖ-Klub, ÖVP-Klub, FPÖ-Klub, 
Stimmenthaltungen GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) abgelehnt. 
 
 
Der Hauptantrag zu den Unterpunkten a) bis c) wie vorgetragen, wird mit 25 Stimmen und 
4 Gegenstimmen (Liste MIT) angenommen. 
 
 
Der Zusatzantrag von StR. Mag. Leitner wird mit 4 Stimmen (Liste MIT) und 25 
Gegenstimmen (SPÖ-Klub, ÖVP-Klub, FPÖ-Klub, GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) nicht 
angenommen. 

 

 

3. Beratung und Beschluss betreffend die Abänderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes (Projekte 386/2014, 667/2013, 156/2013, ) 

 
StR. Ing. Neuhold teilt mit: 
 
A) Projekt 386/2014 
 
a1) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.1. (Ausschnitt aus Teilgebiet 1), KG. Wagram ob der Traisen 



dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es soll folgende Änderung laut Änderungspunkt 1 
vorgenommen werden: 
 
Umwidmung  
von Grünland – Land- und Forstwirtschaft  
auf Grünland – Kellergassen 
von Grünland – Land- und Forstwirtschaft 
auf private Verkehrsflächen 
 
Die umzuwidmenden Flächen befinden sich in der Wachaustraße, am Wetterkreuzweg 
und in der Ziegelofengasse am Ortsausgang Wagrams. Die Grundstücke sind allesamt 
Keller und Presshäuser, die zumindest der Weinwirtschaft dienen. Im Fall der 
Wachaustraße liegen diese gegenüber der bestehenden Agrargebietswidmung. Im Fall 
des Wetterkreuzweges und der Ziegelofengasse liegen diese im Grünland in der Nähe 
des Siedlungsgebietes. 
Die Umwidmung stellt eine Bestandssicherung dar: Die Kellergassen Wagrams weisen 
eine schon über ein Jahrhundert bestehende Tradition auf. Die Widmung auf Grünland – 
Kellergassen soll den Fortbestand sichern und ermöglichen, dass auch Nichtlandwirte die 
Keller nutzen und vor allem erhalten können. Eine Wohnnutzung ist jedenfalls 
abzulehnen. 
 
a2) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.1 (Ausschnitt aus Teilgebiet 1), KG. Wagram an der Traisen dargestellt 
zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 2 
vorgenommen werden: 
 
Umwidmung  
von öffentliche Verkehrsfläche  
auf Bauland – Wohngebiet und Grünland - Freihaltefläche 
 
Es ist geplant, die Straßenbreite vom Bründlweg auf 6m zu reduzieren. 
Im Gegensatz zu anderen vergleichbaren Straßen Wagrams, die lediglich die Funktion der 
Erschließung des Wohngebietes und keine regionale Verkehrsfunktion aufweisen, ist der 
Bründlweg mit einer Straßenbreite von 8,5 m lt. Bebauungsplan definiert. Der Bründlweg 
ist hinsichtlich seiner Funktion mit dem Blunaweg, der Kleinfeldgasse oder der 
Bäckergasse vergleichbar, die allesamt 6m Straßenbreite aufweisen. 
 
a3) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.2 (Ausschnitt aus Teilgebiet 4), KG. Oberndorf am Gebirge dargestellt 
zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 3 
vorgenommen werden: 
 
Umwidmung  
von öffentliche Verkehrsfläche  
auf Bauland – Agrargebiet 
 
von Bauland – Agrargebiet 
auf öffentliche Verkehrsfläche 
 



Der öffentliche Weg der begradigt werden soll, verläuft parallel zur L5010 und liegt am 
südlichen Ortsrand Oberndorf rund 500m zur Gemeindegrenze zu Herzogenburg. 
 
Um eine einheitliche Breite des öffentlichen Gutes zu erreichen, wird die öffentliche 
Verkehrsfläche begradigt. Die tatsächliche Fahrbahnbreite beträgt in diesem Areal nur z.T. 
weniger als 4m und soll in diesem Bereich geringfügig auf ca. 6m erhöht werden. Diese 
Erweiterung der öffentlichen Verkehrsfläche wurde vom ASV für Verkehrstechnik,  
DI Lehner bestätigt. Durch eine solche Erweiterung werden in diesem sehr eng gefassten 
Bereich die Rangier- und Umkehrmöglichkeit zumindest auf das durch die bestehenden 
Gebäude vorgegebenes Maß erweitert. 
 
Während der öffentlichen Auflage wurde eine Stellungnahme abgegeben die keine 
Berücksichtigung findet. Eine Empfehlung zur Behandlung der schriftlichen 
Stellungnahmen vom Raumplanungsbüro Dr. Schedlmayer vom 16.09.2014 – 632/2014 
liegt vor. 
 
a4) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.5 (Ausschnitt aus Teilgebiet 2), KG. Stollhofen dargestellt zur 
Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 4 vorgenommen 
werden: 
 
Umwidmung  
von Bauland – Sondergebiet - Bootswerkstätte  
auf Grünland – Sportstätten - Reitkoppel 
 
Das Grundstück 1686/6 KG Stollhofen liegt an der Donau im Bereich des Bauland-
Sondergebietes am Ende der Donaustraße bzw. schon fast im Bereich des Treppelweges, 
der direkt an der Donau liegt. Die Widmung des Bauland-Sondergebietes Bootswerkstätte 
soll auf Grünland – Sportstätten – Reitkoppel umgewidmet werden. Mit der Widmung 
„Grünland – Sportfläche“ entfällt allerdings die Baulandwidmung. Somit gilt dann die 
regionale Grünzone. Eine neuerliche Widmung eines Baulandes ist per Gesetz somit nicht 
mehr möglich. 
 
a5) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.5 (Ausschnitt aus Teilgebiet 2), KG. Gemeinlebarn dargestellt zur 
Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 5 vorgenommen 
werden: 
 
Umwidmung  
von Bauland – Agrargebiet  
auf Grünland – Grüngürtel 
auf öffentliche Verkehrsfläche und 
auf Grünland – Grüngürtel – Abstandsgrün 
 
Die Grundstücke 9/2 u. 10/3 (Teilflächen) liegen am nordöstlichen Ortsrand von 
Gemeinlebarn direkt am Siedlungsrand an der Lobfeldstraße. Die erwähnten Grundstücke 
sind im Süden bebaut, allerdings weisen diese im Norden einen großen unbebauten 
Bereich von rund 50m auf und haben eine Fläche von 0,5 ha. Im gegenständlichen 
Grundstückszuschnitt gestaltet sich die Schaffung von Parzellen für Einfamilienhäuser 
schwierig, weil die Grundstückstiefe zu groß ist. Es ist die Ausweisung einer Stichstraße 



mit einer Länge von rund 40m und einer Breite von 7m zur internen Erschließung 
vorgesehen. Weiters wird am westlichen Rand des Grundstückes 10/3 ein Grüngürtel 
eingezogen. In diesem Bereich kam es in der Vergangenheit oftmals bei stärkeren 
Regenfällen zu hohen Grundwasserständen. Neben diesem Areal besteht ein Graben. 
Der Grüngürtel dient auch der Abstandhaltung zu diesem. 
 
Während der öffentlichen Auflage wurde eine Stellungnahme abgegeben. Ergänzend zur 
aufgelegenen Form wird auf Grund der Stellungnahme und der dazu vorliegenden 
Empfehlungen vom 16.09.2014 – 632/214 (fwaempfst1789) des Raumplanungsbüros 
 Dr. Schedlmayer folgende zusätzliche Abänderungen vorgenommen: 
 
Eine geringfügige Änderung der Abgrenzung von BW zu Ggü wird gemäß Darstellung des 
D.I. Schedlmayer Abbildung 2 in Abänderung zur Auflage beschlossen. 
 
a6) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) 
lag wie im Änderungsanlass, Projekt 386/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1789/F.A.4 (Ausschnitt aus Teilgebiet 1), KG. Wagram dargestellt zur 
Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 6 vorgenommen 
werden: 
 
Die Änderung gemäß Änderungspunkt 6 wird zurückgestellt und somit nicht beschlossen. 
 
 
B) Projekt 667/2013 
 
Eine ergänzende Empfehlung des Raumplanungsbüros D.I. Schedlmayers vom 
16.09.2014 – 633/14 (fwaempfst1751) wurde beigelegt. 
 
b1) Die Abänderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes lag wie im Änderungsanlass, 
Projekt 667/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1751/EK.A.1. 
(Ausschnitt aus Teilgebiet 1), KG. Stollhofen dargestellt zur Einsichtnahme auf. Die 
Änderung gemäß Änderungspunkt A wird zurückgestellt und somit nicht beschlossen. 
 
b2) Die Abänderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes lag wie im Änderungsanlass, 
Projekt 667/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1751/EK.A.1. 
(Ausschnitt aus Teilgebiet 1), KG. Traismauer dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen 
folgende Änderungen laut Änderungspunkt B vorgenommen werden: 
 
Deklarierung  
von Grünland – Sportstätten ohne künftiger Nutzungsdefinition 
auf künftig mögliches Bauland - Wohngebiet 
 
Die Grundstücksfläche Parzelle 1079/2 KG Traismauer liegt im Siedlungsgebiet 
Traismauer nördlich des Stadtzentrums am Friedhof.  
Die Änderung des Entwicklungskonzeptes stellt eine Anpassung an die im Umfeld 
vorherrschende Flächennutzung dar. Bei einer späteren Widmung dieser Fläche darf der 
abzuschätzende Bedarf für den Friedhof nicht außer Acht gelassen werden.  
 
b3) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes lag wie im 
Änderungsanlass, Projekt 667/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 
1751/F.A.1. (Ausschnitt aus Teilgebiet 2), KG. Stollhofen dargestellt zur Einsichtnahme 



auf. Die Änderung gemäß Änderungspunkt 1 wird zurückgestellt und somit nicht 
beschlossen. 
 
b4) Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes lag wie im 
Änderungsanlass, Projekt 667/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 
1751/F.A.1. (Ausschnitt aus Teilgebiet 2), KG. Stollhofen dargestellt zur Einsichtnahme 
auf. Die Änderung gemäß Änderungspunkt 2 wird zurückgestellt und somit nicht 
beschlossen. 
 
 
C) Projekt 156/2013 
 
Die Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes (Flächenwidmungsplan) lag 
wie im Änderungsanlass, Projekt 156/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im 
Planblatt 1674/F.A.1. (Ausschnitt aus Teilgebiet 2), KG. Traismauer dargestellt zur 
Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 4 vorgenommen 
werden: 
 
Umwidmung 
Von öffentlicher Verkehrsfläche 
auf Bauland-Wohngebiet 
und von Bauland-Wohngebiet 
auf öffentliche Verkehrsfläche und Grünland-Grüngürtel-Begleitvegetation 
 
Die Grundstücke 1281/1, 1284, 1295/37, 1295/39 (jeweils Teilflächen) befinden sich im 
Stadtteil Rittersfeld westlich der Landesstraße B43. Als Änderungsanlass ist anzusehen, 
dass hier die Flächenwidmung geringfügig an die Grundstücksgrenzen der aktuellen DKM 
und an die tatsächliche Nutzung in der Natur angepasst werden soll. 
 
In Ergänzung zur Auflage wird auf Grund der vorliegenden ergänzenden Stellungnahme 
des Raumplanungsbüros D.I. Schedlmayer vom 16.09.2014 - 634/2014 (fwaempfst1674) 
eine Private Verkehrsfläche ausgewiesen und die Abänderung wird wie in der Abbildung 1 
dargestellt beschlossen. 
 
 
Die im Entwurf vorliegenden Verordnungen im Sinne der vorstehenden Änderungspunkte 
sollen erlassen werden. 
 
 
StR. Ing. Haas stellt in ihrer Wortmeldung den Antrag, über den Unterpunkt a2) getrennt 
abstimmen zu lassen.  
 
 
Der Antrag von StR. Ing. Haas wird mit 12 Stimmen und 17 ablehnenden Stimmen 
(Gegenstimmen SPÖ-Klub, FPÖ-Klub, D.I. Ettenauer, Stimmenthaltung StR. Gorth) 
abgelehnt. 
 
 
Der Hauptantrag wie von StR. Ing. Neuhold vorgetragen, wird mit 21 Stimmen (SPÖ-Klub, 
FPÖ-Klub, Liste MIT, StR. Gorth, D.I. Ettenauer) und 8 ablehnenden Stimmen 
(Stimmenthaltungen ÖVP-Klub ohne StR. Gorth, GR. Handl) angenommen. 
 



 

4. Beratung und Beschluss betreffend die Abänderung des Bebauungsplanes 

(Projekte 279/2014, 159/2013) 

 
StR. Ing. Neuhold teilt mit: 
 
A) Projekt 279/2014 
 
Die Auflage des Bebauungsplanes erfolgte vom 03. Juli 2014 bis 14. August 2014.  
 
a1) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A.1 (Ausschnitt aus 
Teilgebiet 12/1), KG. Wagram an der Traisen dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen 
folgende Änderungen laut Änderungspunkt 1 vorgenommen werden: 
 
Übertragung der neuen Straßenfluchtlinie 
Festlegung von Baufluchtlinien im Bereich der bestehenden Straßen 
 
Im Zuge der parallel öffentlich aufliegenden Flächenwidmungsplanänderung wird der 
Bründlweg aufgrund der geringen Verkehrserfordernisse von 8,5 m auf 6 m reduziert. Mit 
der Verschmälerung geht die Reduzierung der Baufluchtlinie einher: Diese bleibt zwar bei 
4 m, allerdings bewirkt die Verschmälerung der Straße auch eine neue Lage dieser 
vorderen Baufluchtlinie. 
 
a2) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A.2 (Ausschnitt aus 
Teilgebiet 45/1), KG. Oberndorf am Gebirge dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen 
folgende Änderungen laut Änderungspunkt 2 vorgenommen werden: 
 
Übertragung der neuen Straßenfluchtlinie 
Anpassung der Baufluchtlinie und der Anbaupflicht 
 
Im Zuge der parallel öffentlich aufliegenden Flächenwidmungsplanänderung wird dieser 
Bereich der Oberndorfer Straße geringfügig abgeändert, sodass eine Straßenfluchtlinie 
ohne Sprünge entsteht. Im Bereich des Grundstücks .20 wird nun eine einheitliche 
Führung der Straßenfluchtlinie erreicht, welche auch dem Naturstand entspricht. An der 
Baufluchtlinie sowie der Anbaupflicht ändert sich insofern etwas, als diese beiden sich 
aufgrund der neuen Straßenfluchtlinie an diese anpassen (also direkt an diese anliegen 
wie schon bisher der Fall). 
 
Es wurde eine Stellungnahme abgegeben. Diese Stellungnahme wird bei der 
Beantwortung der Stellungnahme zum Flächenwidmungsplan behandelt. 
 
a3) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A. 33/2, KG. 
Gemeinlebarn dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut 
Änderungspunkt 3 vorgenommen werden: 
 
Übertragung der neuen Straßenfluchtlinie 
Erstmalige Festlegung von Baufluchtlinien 
 



Im Zuge der parallel öffentlich aufliegenden Flächenwidmungsplanänderung wird dieser 
Bereich der Lobfeldstraße in Gemeinlebarn geringfügig abgeändert. Es wird eine Straße 
von 7 m Breite in das bisher bestehende Bauland-Agrargebiet geführt, sodass die interne 
Erschließung dieses großen Baulandteiles ermöglicht wird und Bauland besser genutzt 
werden kann. Die vordere Baufluchtlinie wird mit 4 m festgelegt. 
Zu diesem Änderungspunkt wurde eine Stellungnahme abgegeben. Diese Stellungnahme 
wird im Rahmen der Beantwortung der Stellungnahmen zum Flächenwidmungsplan 
behandelt. 
 
a4) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A. 33/4, KG. 
Gemeinlebarn dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut 
Änderungspunkt 4 vorgenommen werden: 
 
Übertragung der neuen Straßenfluchtlinie 
Streichen der Anbaupflicht sowie 
Änderung der Baufluchtlinie 
 
Die Straßenfluchtlinie in der Hintenberger Straße wird aufgrund der 
Flächenwidmungsplanung als Kenntlichmachung übertragen. Die vordere Baufluchtlinie 
wird in diesem Areal auf die in Gemeinlebarn ortsüblichen 4 m an die Straßenfluchtlinie 
angepasst. Die bisher vorgesehen Anbaupflicht wird gestrichen. 
 
a5) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A. 20/1, 20/2, KG. 
Wagram an der Traisen dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende 
Änderungen laut Änderungspunkt 5 vorgenommen werden: 
 
Die Änderung gemäß Änderungspunkt 5 wird zurückgestellt und somit nicht beschlossen. 
 
a6) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A. 20/1, 20/2, KG. 
Wagram an der Traisen und Planblatt 1789/BP.A. 33/2, 33/4, KG Gemeinlebarn 
dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut Änderungspunkt 6 
vorgenommen werden: 
 
Erhöhung der Bauklasse von I auf I,II 
Festlegung einer Gebäudehöhe von max. 7m, die nur mit untergeordneten Teilen 
überschritten werden darf (Ausnahme: Sattel-, Krüppelwalm-, Walm-, Zeltdach) 
 
Die Erhöhung der Bauklasse erfolgt aufgrund der Notwendigkeit zur besseren Ausnutzung 
von Grund und Boden sowie den gestiegenen Anforderungen an das Wohnen generell. 
Die Änderung des Bebauungsplanes unterstützt die im örtlichen Raumordnungsprogramm 
und im Raumordnungsgesetz definierten Ziele und Maßnahmen zur Verdichtung, zur 
schonenden Verwendung von Ressourcen (durch Erhöhung der Bebaubarkeit schon 
erschlossener Bereiche) sowie zur Schaffung kompakter Siedlungsformen. 
Die Festlegung der maximalen Gebäudehöhe von 7 m, die nur mit untergeordneten 
Bauteilen überschritten werden darf, betrifft die Grundstücke in Gemeinlebarn (im Bereich 
der Hintenberger Straße) und passiert aufgrund der letzten Beschlussfassung des 
Baubauungsplanes vom 4. September 2013.  
 



Zu diesen Änderungspunkt betreffend die KG Gemeinlebarn wurde eine Stellungnahme 
abgegeben die nicht zu berücksichtigen ist. 
 
Änderungen gegenüber der Auflage: 
(Aufgrund einer mündlichen Stellungnahme des Bauamtes): 
 
In Wagram Süd besteht eine 10m breite Straße lt. Bebauungsplan. In Ermangelung eines 
über dieses Maß hinausgehenden Bedarfs einer leicht überdimensionierten Straßenbreite 
wird die Reduzierung von 10m auf 8,5m durchgeführt. 
Empfehlung des Raumplaners: Es wird empfohlen die Straßenbreite von 10m lt. 
Bebauungsplan im südlichen Teil Wagrams (Grst. 157/25) auf das ortsübliche Maß von 
8,5m Breite anzupassen. Entsprechend ändert sich die östlich gelegene Baufluchtlinie ab. 
Die Verlegung der südlichen Straßenfluchtlinien auf den Grundstücken 157/5, 157/6 und 
157/7 auf das bereits abgetretene Maß von 8,5m Straßenbreite sowie das Nachziehen der 
Baufluchtlinie wird ebenfalls empfohlen. Der Abstand der beiden neu zu ziehenden 
Baufluchtlinien bleibt allerdings weiterhin 4m zur Straßenfluchtlinie. 
 
a7) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
279/2014, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1789/BP.A.3., KG. Stollhofen 
(Ausschnitt aus Teilgebiet 23/1, 23/3) dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen 
folgende Änderungen laut Änderungspunkt 7 vorgenommen werden: 
 
Erhöhung der Bauklassen von I auf I,II 
 
Durch die Bauklassenänderung von I auf I,II wird eine zeitgemäße Architektur ermöglicht 
und die Ausnutzung der Grundstücke erhöht. Die bauliche Dichte von 35% wird nicht 
erhöht, da diese in der Gemeinde im Einfamilienhausgebiet absolut ortsüblich ist. 
 
 
B) Projekt 159/2013 
 
Die Auflage des Bebauungsplanes erfolgte vom 08. März 2013 bis 19. April 2013. 
 
b1) Die Abänderung des Bebauungsplanes lag wie im Änderungsanlass, Projekt 
159/2013, D.I. Schedlmayer beschrieben und im Planblatt 1674/BP.A.21/1-2 , KG. 
Traismauer dargestellt zur Einsichtnahme auf. Es sollen folgende Änderungen laut 
Änderungspunkt F vorgenommen werden: 
 
Abänderung der Baufluchtlinien 
 
Die Grundstücke 1281/1, 1284, 1295/37, 1295/39 (jeweils Teilflächen) befinden sich im 
Stadtteil Rittersfeld westlich der Landstraße B43. 
Als Änderungsanlass ist anzusehen, dass die Flächenwidmung und der Bebauungsplan 
an die Grundgrenzen der aktuelle DKM und an die tatsächliche Nutzung angepasst 
werden soll. Auch die Baufluchtlinie wird an die abgeänderte Straßenfluchtlinie angepasst 
und mit einem Abstand von 3 m zur Straßenfluchtlinie festgelegt. 
 
 
Die im Entwurf vorliegenden Verordnungen im Sinne der vorstehenden Ausführungen 
sollen erlassen werden. 

 



StR. Mag. Leitner stellt im Zuge seiner Ausführungen den Gegenantrag, den Unterpunkt 
A7) hinsichtlich Bauklassenfestlegung gleich zu behandeln wie Unterpunkt A6). 
 
 
Der Gegenantrag von StR. Mag. Leitner wird mit 6 Stimmen (Liste MIT, GR. Nadlinger, 
GR. Braunstein) und 23 ablehnenden Stimmen (Gegenstimmen SPÖ-Klub, FPÖ-Klub, 
GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer, Stimmenthaltungen der weiteren Mitglieder des ÖVP-
Klubs) nicht angenommen. 
 
 
Der Hauptantrag, wie von StR. Ing. Neuhold vorgetragen, wird mit 20 Stimmen (SPÖ-Klub, 
FPÖ-Klub, StR. Ing. Haas, StR. Gorth, GR. Nadlinger, GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) und 
9 ablehenden Stimmen (Stimmenthaltungen der weiteren Mitglieder des ÖVP-Klubs und 
Liste MIT) angenommen. 
 
 

5. Beratung und Beschluss betreffend die Genehmigung von Teilungsplänen und 

die Übernahme von Teilflächen in das Öffentliche Gut bzw. die Ausscheidung 

von Teilflächen aus dem Öffentlichen Gut (Teilungspläne D.I. Senftner, GZ. 5595, 

GZ. 4830, D.I. Thurner, GZ. 9416) 

 
Vbgm. Koll teilt mit: 

 
a) Gemäß Teilungsplan des Vermessungsbüros Senftner ZT GmbH, GZ. 5595 vom 
18.07.2014, KG. Gemeinlebarn werden die darin gelb ausgewiesenen Trennflächen 1, 2 
und 3 im Ausmaß von 5 m², 7 m² und 10 m² ins öffentliche Gut der Stadtgemeinde 
Traismauer übernommen und dem Grundstück Nr. 1546/3 EZ 689 KG, Gemeinlebarn 
(„Lobfeldstraße“) zugeschrieben. Für diese Teilfläche wird mittels Straßengrund-
abtretungsurkunde eine Entschädigung von € 1.100,00 (€ 50,00/m²) an Frau Barbara 
Mörtl, Feldgasse 7, 3454 Reidling entrichtet. Der beiliegende Teilungsplan soll genehmigt 
und folgende im Entwurf vorliegende Kundmachung erlassen werden: 
 
Gemäß § 4 NÖ. Straßengesetz, LGBL.Nr.: 8500 i.d.d.g.F. werden die gemäß beiliegender 
Plankopie des Vermessungsbüros Senftner ZT GmbH, GZ. 5595 vom 18.07.2014 – die 
einen wesentlichen Bestandteil dieser Kundmachung bildet – gelb ausgewiesenen 
Teilflächen 1, 2 und 3 ins öffentliche Gut übernommen und zum Teil der Gemeindestraße 
„Lobfeldstraße“ erklärt. 
 
b) Gemäß Teilungsplan des D.I. Paul Thurner, GZ.: 9416-2010 vom 07.05.2014, 
KG. Traismauer wird die darin rot ausgewiesene Trennfläche 1 im Ausmaß von 14 m² 
unentgeltlich an ICS Industrie Management Consulting GmbH, Venusberger Straße 22 in 
3133 Traismauer übertragen und aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde 
Traismauer Parz. 1404/2 EZ 1145 ausgeschieden. Der Teilungsplan soll genehmigt und 
folgende im Entwurf vorliegende Kundmachung erlassen werden: 
 
Gemäß § 4 NÖ. Straßengesetz, LGBL.Nr.: 8500 i.d.d.g.F. wird die gemäß beiliegender 
Plankopie des D.I. Paul Thurner, GZ.: 9416-2010 – die einen wesentlichen Bestandteil 
dieser Kundmachung bildet – rot ausgewiesenen Teilflächen 1 als Teil der 
Gemeindestraße aus dem öffentliche Gut ausgeschieden, da für diesen Teil ein 
Verkehrsbedürfnis nicht besteht.  
 



c) Gemäß Teilungsplan des Vermessungsbüros Senftner ZT GmbH, GZ.: 4830-1 vom 
04.04.2013, KG. Stollhofen werden die darin rot ausgewiesenen Trennflächen 1 und 3 im 
Ausmaß von 43 m² und 392 m² von der Stadtgemeinde Traismauer Bachparzelle 1995/1 
KG Stollhofen unentgeltlich der Parzelle 480/1 KG. Stollhofen (Hausner Anja-Christina 
und Wurm Eva-Christine) zugeschrieben.  
Des Weiteren wird die gelb ausgewiesene Trennfläche 2 im Ausmaß von 34 m² vom 
Grundstück Parzelle 480/1 KG Stollhofen unentgeltlich in das Eigentum der 
Stadtgemeinde Traismauer übertragen und der Bachparzelle 1955/1 KG Stollhofen 
zugeschrieben. 
 
 
Über Antrag von Vbgm. Koll beschließt der Gemeinderat einstimmig die Übernahme von 
Teilflächen in das Öffentliche Gut bzw. die Ausscheidung von Teilflächen aus dem 
Öffentlichen Gut wie vorstehend in den Unterpunkten. a) bis c) angeführt und erlässt die 
im Entwurf vorliegende Kundmachung. 
 

 

6. Beratung und Beschluss betreffend Grundangelegenheiten 

(Flurbereinigungsverfahren alte B43-Umfahrungstrasse) 

 
StR. Ing. Haas berichtet: 

 
Auf Grund des Bundesstraßenübertragungsgesetzes 2002 wurde die im Zuge des 
damaligen Kommassierungsverfahrens eingelöste alte B43-Umfahrungstrasse dem Land 
NÖ übertragen. Auf Grund von Übergangsbestimmungen zu dieser Gesetzesmaterie 
fallen nicht gebaute B-Umfahrungstrassen wieder an den Bund zurück. Das 
Finanzministerium hat die Asfinag mit der Verwertung dieser ca. 15 ha großen 
Grundstücksflächen beauftragt. 
 
Hinsichtlich Grundstückspreise liegt folgendes Verkehrswertgutachten vor: 
 
KG. Gemeinlebarn   € 1,35/m² 
KG. Hilpersdorf   € 1,35/m² 
KG. Frauendorf   € 1,55/m² 
KG. Stollhofen   € 1,62/m² 
KG. St. Georgen   € 1,35/m² 
KG. Wagram    € 1,15/m² 

 
Parallel zu dieser Umfahrungstrasse befinden sich in den KG. Gemeinlebarn, Hilpersdorf 
und Frauendorf Grundstücksflächen im Eigentum der Stadtgemeinde Traismauer – nicht 
umgesetzte Güterwegtrassen. 
 
Im Zuge eines Flurbereinigungsverfahren (abgewickelt durch NÖ Agrarbezirksbehörde) 
über die gesamte Länge der B-Umfahrungstrasse sollen die nicht benötigten 
Grundstücksteile soweit wie möglich an die angrenzenden Grundstückseigentümer 
übergehen. 
 
Es soll dazu folgender Grundsatzbeschluss gefasst werden: 
 
Die Stadtgemeinde Traismauer bringt im Zuge dieses Flurbereinigungsverfahrens 
sämtliche in ihrem Eigentum stehenden nicht benötigten Grundstücksflächen, die in 
causalem Zusammenhang mit der B-Umfahrungstrasse stehen, zu den vorstehend für die 



jeweilig Katastralgemeinde gültigen Preise in dieses Verfahren ein. Dies gilt ebenso für die 
angedachte Güterwegbegradigung im Süden der Trasse und die angedachte 
Feldstückoptimierung in Gemeinlebarn. 
 
Im Gegenzug erwirbt die Stadtgemeinde zu den angeführten Preisen folgende 
Grundstücksflächen der B-Umfahrungstrasse: 
 
KG. Wagram: westlich der Theyernbachmündung in den linken Werksbach, angrenzend 
an die ehemalige Mülldeponie im ungefähren Ausmaß von 7.700 m² 
 
KG. Wagram: östlich der Theyernbachmündung in den linken Werksbach bis zur 
KG. Grenze St. Georgen als Ersatzaufforstungsfläche für Hochwasserschutzmaßnahmen 
im ungefähren Ausmaß von 5.900 m² 
 
KG. Stollhofen: zwischen Traisen und L113 angrenzend an den Lagerplatz des 
städtischen Wirtschaftshofes im ungefähren Ausmaß von 5.300 m² 
 
Weiters sollen in diesem Flurbereinigungsverfahren auch sämtliche die B-
Umfahrungstrasse querenden Güterwege eigentumsrechtlich einer Lösung zugeführt 
werden. 
 
Als Vertreter der Stadtgemeinde in der Flurbereinigungsgemeinschaft sollen die jeweils für 
Vermögen und Landwirtschaft zuständigen Mitglieder des Stadtrates nominiert werden. 

 

 
Über Antrag von StR. Ing. Haas beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Grundangelegenheiten (Flurbereinigungsverfahren alte B43-Umfahrungstrasse) wie 
vorstehend angeführt. 

 

 

7. Beratung und Beschluss betreffend die Gewährung von außerordentlichen 

Subventionen an Feuerwehren (FF-Frauendorf) 

 
Bgm. Pfeffer teilt mit, dass in der Sitzung des Gemeinderates vom 23.04.2014 der FF-
Frauendorf für den Bau des neuen Feuerwehrgebäudes grundsätzlich eine 
außerordentliche Subvention in der Höhe von € 400.000,-- zugesichert wurde, welche in 
Teilraten angewiesen werden soll. 
 
Für das Jahr 2014 soll für den ersten Bauabschnitt des Feuerwehrhauses ein Teilbetrag 
von € 125.000,-- gewährt werden. 
 
 
Über Antrag von Bgm. Pfeffer beschließt der Gemeinderat einstimmig die Gewährung 
einer außerordentlichen Subvention an die FF-Frauendorf wie vorstehend angeführt. 

 

 

8. Beratung und Beschluss betreffend weitere Vorgehensweise hinsichtlich 

möglicher Umsetzung einer Nahwärmeversorgung 

 
Bgm. Pfeffer verweist einleitend auf das vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
19.02.2014 einstimmig beschlossene Klima- & Energieleitbild und den darin 
beinhaltenden Maßnahmenkatalog als grundsätzliche, langfristige, kommunale Leitlinie. 



 
StR. Gorth führt dazu ergänzend aus: 
 
Hinsichtlich möglicher Umsetzung einer Nahwärmeversorgung insbesondere für den 
Stadtzentrumsbereich soll der für Sport, Umwelt und Ökologie zuständige Ausschuss 
beauftragt werden, mögliche Lösungsansätze zu erarbeiten. Insbesondere sollen 
mögliche Standorte, Leitungsführungen, Errichtungs- bzw. Betreibermodelle, etc. erörtert 
werden. 

 

 
StR. Mag. Leitner stellt in seiner Wortmeldung folgenden Zusatzantrag: „StR. Mag. Kellner 
wird aufgefordert, ein sparsames Budget zu erstellen.“ 
 
 
An der eingehenden Debatte beteiligen sich GR. Handl, GR. Benischek, StR. 
Mag. Leitner, GR. Wegl und StR. Gorth. 

 

 
Der Hauptantrag wie von Bgm. Pfeffer und StR. Gorth vorgetragen, wird mit 28 Stimmen 
und 1 ablehnenden Stimme (Stimmenthaltung GR. Winterleitner) angenommen. 
 
 
Der Zusatzantrag von StR. Mag. Leitner wird mit 4 Stimmen (Liste MIT) und 25 
ablehnenden Stimmen (davon Stimmenthaltungen StR. Ing. Haas, GR. Winterleitner,  
GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) nicht angenommen. 

 

 

9. Beratung und Beschluss betreffend ARGE „Radwegoptimierung Unterer 

Traisentalradweg“ Abschnitt Traismauer - Lilienfeld 

 
StR. Ing. Neuhold teilt mit, dass die Stadtgemeinde Traismauer per 31.12.2014 aus der 
ARGE Radwegoptimierung Unterer Traisentalradweg Abschnitt Traismauer – Lilienfeld 
austreten soll. Weiters stimmt die Stadtgemeinde Traismauer zu, dass sich die 
Vollversammlung der ARGE mittels Umlaufbeschluss mit gleicher Wirksamkeit auflöst. 

 

 
Über Antrag von StR. Neuhold beschließt der Gemeinderat einstimmig die vorstehend 
angeführte Vorgangsweise betreffend ARGE „Radwegoptimierung Unterer 
Traisentalradweg“ Abschnitt Traismauer – Lilienfeld. 

 

 

10. Beratung und Beschluss betreffend Stadtbücherei (Entlehnungsgebühren, 

Öffnungszeiten) 

 
StR. Mag. Kellner PhD teilt mit: 

 
A) Ab 01.10.2014 sollen die Entlehnungsgebühren bzw. Nutzungsentgelte der    
 Stadtbücherei wie folgt festgesetzt werden: 
 

a) Bücher und Zeitschriften für 3 Wochen 
 Romane, Sachbücher, Lexika etc. (pro Band)     € 0,50 
 Jugendbücher (pro Band)        € 0,30 



 Kinder: Jugendbuch und Zeitschrift      € 0,15 
 

b) Hörbücher für 1 Woche 
   pro Hörbuch          € 1,00 
 
c) Überschreitung der Ausleihdauer 
 Nachzahlung Bücher (pro Woche)       € 0,20 
 Nachzahlung Hörbücher (pro Woche)      € 0,50  

 
 
B) Ab 01.10.2014 sollen die Öffnungszeiten wie folgt festgelegt werden: 
 
 Mittwoch 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 Freitag 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 Sonntag 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 

 
Über Antrag von StR. Mag. Kellner PhD beschließt der Gemeinderat einstimmig 
die Vorgangsweise betreffend Stadtbücherei wie vorstehend angeführt. 

 

 

11. Beratung und Beschluss betreffend Musikschulbeiträge 

 
StR. Kirchner teilt mit, dass in Abänderung zum GR-Beschluss vom 25.04.2012 ab dem 
Schuljahr 2014/15 der Punkt 6. Erwachsenentarife ab dem vollendeten 19. Lebensjahr 
sowie die Ausnahmen gestrichen und ab dem Schuljahr 2014/15 wie folgt geändert 
werden soll:  

 
Für erwachsene SchülerInnen über dem vollendeten 24. Lebensjahr, mit Hauptwohnsitz in 
Traismauer, kann Hauptfachunterricht erteilt werden, wenn sie sich musikalisch oder 
kulturell am kommunalen Leben der Stadtgemeinde Traismauer wesentlich beteiligen. Es 
wird jedoch ein Zuschlag von 100% des jeweiligen Tarifes verrechnet. 
 
Wenn die Mehrzahl der TeilnehmerInnen am Ergänzungsfachunterricht über dem 
vollendeten 24. Lebensjahr sind, und das Ensemble sich musikalisch oder kulturell am 
kommunalen Leben der Stadtgemeinde wesentlich beteiligen, kann der Schulerhalter, bei 
Kostendeckung des Ensembles, Unterrichtskontingente zur Verfügung stellen. 

 
StR. Kirchner führt dazu aus: 
 
Das Land Niederösterreich und die Stadtgemeinde Traismauer fördern 
Hauptfachunterricht grundsätzlich von Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 24. 
Lebensjahr (Stichtag 30.10. des jeweiligen Schuljahres) sowie Ergänzungsfachunterricht, 
wenn die Mehrzahl der TeilnehmerInnen Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten  
24. Lebensjahr sind. 

 

 
Über Antrag von StR. Kirchner beschließt der Gemeinderat mit 28 Stimmen und 
1 ablehnenden Stimme (Stimmenthaltung GR. Hnilicka) die Musikschulbeiträge wie 
vorstehend angeführt. 

 

 



12. Beratung und Beschluss betreffend Leaderperiode 2014 - 2020 

 
StR. Gorth teilt mit: 

 
1. Die Gemeinden der Region Donauland-Traisental-Tullnerfeld bewerben sich für das 
LEADER-Förderprogramm 2014-2020 (2023). 
 
2. Es wird, wie in den vergangenen Förderperioden auch, eine lokale 
Entwicklungsstrategie (LES) für den Zeitraum bis 2023 (inkl. drei Jahre Übergangszeit 
zum Abschluss von spät eingereichten Projekten) erstellt. Diese wird in der 
Generalversammlung genehmigt. Aus jeder Gemeinde ist mindestens eine Person - in der 
Generalversammlung vertreten.  
 
3. Nur durch den Gemeinderatsbeschluss und die LEADER-Regionszugehörigkeit wird für 
die Gemeinde, für Unternehmen und für Gemeindebürger/Innen der Zugang zu 
entsprechenden Fördermitteln ermöglicht.  
 
4. Für die Mitgliedschaft in der LEADER-Region wird ein Beitrag pro Einwohner mit 
Hauptwohnsitz vereinbart. Dieser Beitrag pro Einwohner mit Hauptwohnsitz in der 
Gemeinde beträgt im Jahr 2015 rund EURO 1,00. Der genaue Betrag wird nach 
Bekanntgabe des zur Verfügung stehenden Förderbudgets durch das Ministerium von der 
Generalversammlung beschlossen. Die Indexanpassung erfolgt laut 
Verbraucherpreisindex 2013 (wenn der Beitrag jeweils 10 Eurocent übersteigt), die 
Einwohnerzahlen werden jeweils mit dem 31.12. des Vorjahres (laut Statistik Austria) 
festgestellt. Die Laufzeit ist bis einschließlich 2023. Aus diesen Mitteln werden die Basis-
Organisationskosten (z.B. für Managementleistungen, Projektabrechnung, etc.) finanziert.  
 
5. Für den Fall, dass eine Teilnahme am LEADER-Programm nicht möglich wird, hat der 
Verein die Aufgabe regionale Projekte und deren Finanzierung umzusetzen.  
 
6. Die Gemeinde verpflichtet sich, die Bedingungen des LEADER-Programms 2014-2020 
(2023) zu akzeptieren 

 

 
Über Antrag von StR. Gorth beschließt der Gemeinderat einstimmig die Vorgangsweise 
betreffend LEADER 2014-2020 wie vorstehend angeführt. 

 

 

13. Bericht über die unvermutete Prüfungsausschusssitzung vom 24.06.2014 

 
GR. Braunstein bringt den vorliegenden Bericht über die unvermutete 
Prüfungsausschusssitzung vom 24.06.2014 vollinhaltlich zur Kenntnis. Der Bericht über 
die Prüfungsausschusssitzung vom 24.06.2014 wird vom Gemeinderat zur Kenntnis 
genommen. 

 

 

14. Ergänzungswahl von Ausschussmitgliedern und ergänzende Nominierung von 

Vertretern zu Verbänden und Organisationen 

 
Bgm. Pfeffer teilt mit, dass seitens des ÖVP-Klubs folgender Ergänzungswahlvorschlag in 
die Ausschüsse vorliegt: 
 



Jugend, Tourismus und Stadtentwicklung: 
GR Claudia Winterleitner (statt bisher Hr. Philipp Maschl) 
 
Gesundheit, Katastrophenschutz und Öffentliche Sicherheit 
GR Claudia Winterleitner (statt bisher Hr. Philipp Maschl) 

 

 
GR. Claudia Winterleitner wird einstimmig in die Ausschüsse wie angeführt gewählt. 

 

 

15. Beratung und Beschluss betreffend Kontrahentenleistungen Tiefbauvorhaben 

 
Vbgm. Koll teilt mit, dass laut Punkt D.2.3 des Angebotsschreibens und Punkt 13 des 
Leistungsvertrages vom 24.01.2012, bzw. der Auftragsverlängerung vom 22.11.2013, der 
bestehende Kontrahentenvertrag, ohne Berücksichtigung einer künftigen Preisgleitung, 
mit der Fa. Swietelsky BaugesmbH um ein weiteres Jahr verlängert werden soll. Der 
Leistungsvertrag endet am 31.12.2015. Die Gemeinde behält sich vor, bei einem 
Auftragsvolumen von über € 300.000,-- exkl. Mehrwertsteuer, pro Baustelle, eine eigene 
Ausschreibung durchzuführen. 

 
StR. Mag. Leitner stellt im Zuge der Diskussion folgenden Gegenantrag: „Das Bauamt soll 
beauftragt werden, die Kontrahentenleistungen neu auszuschreiben.“ 
 
 
An der weiterführenden Diskussion beteiligen sich GR. Handl, StR. Ing. Haas, StR. Mag. 
Kellner, GR. D.I. Ettenauer sowie GR. Nadlinger. GR. Nadlinger stellt den Gegenantrag, 
diesen Tagesordnungspunkt an den Ausschuss zurückzuverweisen. 
 
 
StR. Mag. Leitner zieht daraufhin seinen Gegenantrag zurück.  
 
 
Der Gegenantrag von GR. Nadlinger wird mit 13 Stimmen (ÖVP-Klub ausgenommen 
StR. Gorth, Liste MIT, GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) und 16 ablehnenden Stimmen 
(Gegenstimmen SPÖ-Klub, FPÖ-Klub, Stimmenthaltung StR. Gorth) nicht angenommen. 
 
 
Der Hauptantrag wie von Vbgm. Koll vorgetragen, wird mit 16 Stimmen (SPÖ-Klub,  
FPÖ-Klub, StR. Gorth) und 13 Gegenstimmen (ÖVP-Klub ausgenommen StR. Gorth,  
Liste MIT, GR. Handl, GR. D.I. Ettenauer) angenommen. 

 

 

15a. Resolution – Sicherstellung des Katastrophenschutzes 

 
StR. Schuller teilt mit: 

 
Die Einsparungsmaßnahmen beim Bundesheer haben mittlerweile verheerende 
Auswirkungen angenommen. Durch sukzessives Abschöpfen der Budgetmittel ist es 
mittlerweile soweit, dass Gerätschaften nicht mehr repariert, Bundesheer-Fahrzeuge nicht 
mehr aufgetankt und am allerschlimmsten, der Katastrophenschutz im Ernstfall nicht mehr 
gewährleistet werden kann. Selbst der Militärkommandant von Niederösterreich, Rudolf 
Striedinger warnt davor, dass beispielsweise die Melker Pioniere aufgrund fehlender 



Transportfahrzeuge derzeit nicht mehr zum Einsatzort gebracht werden könnten. 
Insbesondere Niederösterreich wurde immer wieder von verheerenden Hochwasser-
Katastrophen heimgesucht. Tausende Bundesheer-Soldaten waren jedes Mal im Einsatz, 
um Schäden zu verhindern bzw. zu beseitigen. Diese unermesslich wertvolle 
Unterstützung darf nicht dem Sparstift zum Opfer fallen! Daher wird die NÖ 
Landesregierung aufgefordert an die Bundesregierung die Forderung zu richten die 
notwendigen Budgetmitteln zur Verfügung zu stellen, um jederzeit eine rasche 
Hilfeleistung im Katastrophenfall zu gewährleisten. Die Hilfeleistung bei 
Katastropheneinsätzen muss innerhalb des Bundesheeres oberste Priorität haben, erst 
wenn diese gewährleistet ist, kann über weitere Auslandseinsätze nachgedacht werden. 
 
StR. Schuller stellt dazu folgenden Antrag - der Gemeinderat der Stadtgemeinde 
Traismauer möge beschließen: 
 
„1.) Der Gemeinderat spricht sich für die Aufrechterhaltung eines umfassenden 
Katastrophenschutzes aus. 
 
2.) Die Bundesregierung, die NÖ Landesregierung und der NÖ Landtag werden im Sinne 
der Antragsbegründung aufgefordert die entsprechenden Schritte zu setzen, damit der 
Katastrophenschutz durch das österreichische Bundesheer sichergestellt ist.“ 

 

 
StR. Mag. Leitner stellt in seiner Wortmeldung den Zusatzantrag: „Bgm. Pfeffer wird 
aufgefordert, persönlich die Resolution Herrn Bundesminister für Landesverteidigung,  
Mag. Klug sowie GR. Nadlinger persönlich an Finanzminister Dr. Schelling zu übergeben.“ 
 
 
Der Hauptantrag wie von StR. Schuller vorgetragen, wird mit 28 Stimmen und 
1 ablehnenden Stimme (Stimmenthaltung GR. D.I. Ettenauer) angenommen. 
 
 
Der Zusatzantrag von StR. Mag. Leitner wird mit 2 Stimmen (StR. Mag. Leitner, 
GR. Benischek) und 27 ablehnenden Stimmen (davon Stimmenthaltungen GR. Wegl und 
GR. Hnilicka) abgelehnt. 

 

 
Bgm. Pfeffer schließt den öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung. Die Besucher 
verlassen den Sitzungssaal. 

 

 


